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Forderungen zum Nationalen Aktionsplan 
Menschenrechte der Republik Österreich

In Ergänzung zu den Vorschlägen der „Initiative menschenrechte. Jetzt.“, die wohl aufgrund
fehlender  Ressourcen  leider  nicht  in  einem  demokratischen  Prozess  gemeinsam  erstellt
worden sind.

 Initiative menschenrechte. Jetzt.: Vorschläge für den NAP Menschenrechte 
http://volksanwaltschaft.gv.at/downloads/e5oji/Initiative%20menschenrechte
%20jetzt%20NAP%20Vorschlag.pdf

Der Verein „Aktive Arbeitslose Österreich“ stellt zusätzlich folgende Forderungen:

Partizipation: 

Diese hat sich nicht auf bloß unverbindliche „Konsultationen“ zu beschränken, sondern muss
entsprechend dem von uns mitgetragenen Forderungskatalog der österreichischen Arbeits-
loseninitiativen, wie es sich für eine demokratische Gesellschaft gehört, echte, kooperative
Mitbestimmung umfassen.

 http://volksanwaltschaft.gv.at/downloads/a78p3/anschreiben_und_basis_ngo_teil  -
nahme_nap_mr.pdf

 http://volksanwaltschaft.gv.at/downloads/efpr7/NGO-Zusammenschluss%20Reakti  -
on%20auf%20Antwortschreiben%20von%20Botschafter%20Tichy%20%28BMEIA
%29%20auf%20den%20Offenen%20Brief%20NAP%20Menschenrechte%20-
%20NGO-Partizipation.pdf)

Es ist eine gleichrangige Partizipation für alle zivilgesellschaftlichen Initiativen sicher zu stel-
len. Das Herauspicken von ein paar der Regierung genehmen Organisationen und das agie-
ren hinter verschlossenen Türen von „Steuergruppen“ u.a. ist auf jeden Fall zu unterlassen.

Insbesondere ist auch beim Zugang zu finanziellen und anderen Ressourcen die Gleichbe-
handlung sicher zu stellen. Der Gleichheitssatz und rechtsstaatliche Standards sind daher
grundsätzlich auch auf den Bereich der Förderung anzuwenden. Jede Förderung ist daher
aufgrund transparenter,  gesetzlicher  Regeln  per  Bescheid  zu  gewähren und dem „freien
Ermessen“ auf pseudo privatrechtlicher Basis zu entziehen. 

Das bisherige Vorgehen legt leider den Schluss nahe, dass die Staatsorgane der Republik
Österreich nach wie vor keinen Wert auf demokratische Mitbestimmung ihrer Bevölkerung
legen  und  die  Umsetzung  demokratischer  und  menschenrechtlicher  Standards  weiter
verweigern. Der Verein „Aktive Arbeitslose Österreich“ wird daher weiterhin von außen ein
kritisches Auge auf diese Inszenierung richten.
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Zu den inhaltlichen Themen entsprechend der Allgemeinen Menschenrechtserklärung

Wir beschränken  uns hierbei  vorrangig  auf  Fragen,  die in unserem Tätigkeitsbereich als
Basisgewerkschaft  erwerbsloser  Menschen  liegen.  Diese  Aufzählung  stellt  also  keinen
Anspruch auf Vollständigkeit.

Zu Artikel 8: „Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen Rechtsbehelf bei den zuständigen in-
nerstaatlichen Gerichten gegen Handlungen, durch die seine ihm nach der Verfassung oder
nach dem Gesetz zustehenden Grundrechte verletzt werden.“

Der Zugang zum Recht  ist  für  Armutsbetroffene,  die  sich keinen Anwalt  leisten können,
endlich sicher zu stellen: In erster Instanz und bei der Behörde selbst gibt es nämlich KEINE
Verfahrenshilfe,  und  beim  Verwaltungsgerichtshof/Verfassungsgerichtshof,  wo  es  dann
Verfahrenshilfe  gibt,  gibt  es  ein  Neuerungsverbot.  Dieses  verhindert,  dass  nun das,  was
aufgrund der nicht vorhanden anwaltlichen Unterstützung nicht eingebracht werden konnte,
nun eingebracht werden kann. 

Kurze Berufungs- bzw. Beschwerdefristen von oft nur 2 oder 4 Wochen verunmöglichen ge-
rade  von Armut  und sozialer  Ausgrenzung  betroffenen Menschen,  die  tagtäglich  um ihr
Überleben kämpfen, Rechtsmittel  wie Berufungen zu ergreifen.  Hingegen behält  sich der
Staat z.B. satte 5 Jahre Zeit um eigene Fehler zu erkennen und Rückforderungen beim AMS-
Bezug zu stellen. Hier ist Chancengleichheit herzustellen!

Bei Verfahren, die die Sicherung der Existenz, Gesundheit und ähnliches betreffen, gibt es
immer noch keine Eilverfahren!

Selbst  bei  Fragen  der  Existenz,  Gesundheit  etc.  hat  die  Volksanwaltschaft  keine
Prüfkompetenz bei noch nicht abgeschlossenen Verfahren, bzw. werden Betroffene oft vor
die  Wahl  gestellt,  auf  Anrufung von Gerichten zu  verzichten oder  Jahre  lang  zu warten.
Zudem agiert die Volksanwaltschaft oft mehr abwimmelnd als Recht durchsetzend …

Lange Verfahrensdauer sind für Menschen ohne langem Atem einfach nicht zumutbar!

Grundsätzlich verweigert  der  Staat  systematisch wichtige  Informationen.  Auch bei  unbe-
stimmten Gesetzen wie bei der Mindestsicherung werden die Durchführungsanweisungen
und -handbücher der Behörden nicht veröffentlicht. Für uns „Rechtsunterworfene“ ist es da-
her extrem schwer, unsere konkreten Recht überhaupt zu erfahren oder durchzusetzen.

Im Falle von (systematischen) Rechtsverletzungen ist es für Betroffen kaum möglich, die da-
für Verantwortlichen zur Rechenschaft zu ziehen und Schadensersatz zu erhalten. Das  Amts-
haftungsgesetz und zivilrechtliche Schadensersatzansprüche sind zu reformieren!

Zur Artikel 17: „1. Jeder hat das Recht, sowohl allein als auch in Gemeinschaft mit anderen 
Eigentum innezuhaben. 2. Niemand darf willkürlich seines Eigentums beraubt werden.“

Arbeitslosengeld und die  Notstandhilfe  sind laut  Verfassungsgerichtshof  vermögenswerte
Rechte. Die Sanktionen sowie die Anrechnung des Partnereinkommens bei der Notstandshil-
fe verletzen diese Rechte und sind abzuschaffen.

 Rechtssatz zu G363/97; G364/97; G365/97; G463/97; G464/97; G478/97; G484/97; 
G16/98; G17/98; G18/98; G29/98; G36/98; G41/98 
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?
Abfrage=Vfgh&Dokumentnummer=JFR_10019689_97G00363_01

Ebenso verletzt  die  Pflicht  zur  „Vermögensverwertung“  bei  der  Mindestsicherung dieses
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Recht, da in der Regel niemand sich in jene Notlage begibt, die ein Ansuchen um Mindestsi -
cherung notwendig macht. Insbesondere ist der versteckte Regress durch Eintragung in das
Grundbuch abzuschaffen, erst Recht der offene Regress in der Steiermark und die Pflicht
Unterhaltsleistungen von der eigenen Familie einzuklagen.

Auch der Zugriff des Staates auf Eigentum von Menschen, die Pflege bedürfen, ein Zustand
den  sie  nicht  selbst  ausgesucht  haben,  trifft  Menschen  mit  geringem  Vermögen
unverhältnismäßig und ist durch eine sozial gestaffelte Pflegeversicherung abzuschaffen.

Zu Artikel 22:  „Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft das Recht auf soziale Sicherheit und
Anspruch darauf, durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale Zusammenarbeit so-
wie unter Berücksichtigung der Organisation und der Mittel jedes Staates in den Genuss der
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die
freie Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind.“

Das abhängig Machen des Bezugs von Sozialleistungen und Versicherungsleistung von immer
mehr Voraussetzungen und immer mehr Pflichten („Konditionalisierung „) und die massive 
strukturelle Gewalt durch die Existenz bedrohenden Sanktionenregime sind abzulehnen. Die 
Auswirkungen dieser repressiven Politik auf die Rechtsunterworfenen sind auf jeden Fall 
durch unabhängige Studien unter Einbeziehung der Betroffen offen zu legen.

 AMS-Sanktionen: Die Zahl der Bezugssperren ist 2013 auf ein neues Höchstniveau 
gestiegen!
http://www.aktive-arbeitslose.at/news/20140204_ams-bezugssperrren_sanktio  -
nenstatistiken_2013.html

Aktive Arbeitslose Österreich fordern daher ein sanktionenfreies AMS,  eine Arbeitslosen-
und  Sozialanwaltschaft  sowie  die  demokratische  Mitbestimmung  von  Betroffenenselbst-
organisationen in den Aufsichtsgremien der Sozialversicherungen.

 Beyond Marienthal (Pojektkonzept)
http://www.aktive-arbeitslose.at/download/beyond_marienthal.pdf

 Präsentation momentum14: Auf dem Weg zur Arbeitslosen- und Sozialanwaltschaft
http://www.aktive-arbeitslose.at/download/AA_Momentum_2014_Arbeitslosenan  -
waltschaft.ppt

Hier verweisen wir auf die ILO Empfehlung 202, die die Einbeziehung von Betroffenen von
der Planung über die Umsetzung bis zur Evaluierung fordert (insbesondere im Ergänzungs-
vorschlag des UN Menschenrechtskommissars):

 Internationale Arbeitskonferenz: Empfehlung 202 - Empfehlung betreffend den 
innerstaatlichen sozialen Basisschutz
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/documents/nor  -
mativeinstrument/wcms_r202_de.pdf

 United Nations Human Rights Office of the High Commissioner
International Labour Conference, 101st Session 2012
Report IV (2B) Social protection floors for social justice and a fair globalizationPromo-
tion of and respect for rights and dignity: a briefing note
http://www.ohchr.org/Documents/Issues/EPoverty/briefSPILO_Recommendati  -
on101.pdf

Gerade durch das neoliberale Aktivierungs- und Arbeitszwangregime werden Menschen-
rechte für die unteren Gesellschaftsschichten de facto abgeschafft. Eine kritische Auseinan-
dersetzung und Beseitigung diese Regimes sind daher für uns unbedingt notwendig. Gerade 
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jetzt, wo mit der Abschaffung der befristeten Invaliditätspension der geradezu mörderische 
Gehalt dieses Regimes für uns sichtbar wird!

 Präsentation momentum14: Das neoliberale Aktiverungs- und Arbeitszwangregime
http://www.aktive-
arbeitslose.at/download/AA_Momentum_2014_Aktivierungsregime.pdf

Zur Artikel 23

„1. Jeder hat das Recht auf Arbeit, auf freie Berufswahl, auf gerechte und befriedigende Ar-
beitsbedingungen sowie auf Schutz vor Arbeitslosigkeit.

2. Jeder, ohne Unterschied, hat das Recht auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit.

3. Jeder, der arbeitet, hat das Recht gerechte und befriedigende Entlohnung, die ihm und sei -
ner Familie eine der menschlichen Würde entsprechende Existenz sichert, gegebenenfalls er-
gänzt durch andere soziale Schutzmaßnahmen.

4. Jeder hat das Recht, zum Schutz seiner Interessen Gewerkschaften zu bilden und solchen
beizutreten.

Wie die bereits die UNO festgestellt, verletzt das Sanktionenregime bei AMS und Mindestsi-
cherung dieses grundlegende Menschenrecht und ist daher abzuschaffen. Gleiches gilt für
das Sanktionenregime beim Rehabilitationsgeld und dem Umschulungsgeld.

Entsprechend ILO 122 ist endlich gesetzlich sicher zu stellen, dass „jeder Arbeitnehmer alle
Möglichkeiten hat, die notwendige Befähigung für eine ihm zusagende Beschäftigung zu er-
werben und seine Fertigkeiten und Anlagen bei  dieser Beschäftigung zu verwenden, und
zwar  ohne  Rücksicht  auf  Rasse,  Hautfarbe,  Geschlecht,  Glaubensbekenntnis,  politische
Meinung, nationale Abstammung oder soziale Herkunft.“

Ein gesetzlicher Mindestlohn von mindestens 12 Euro die Stunde ist einzuführen und die vor-
handene Erwerbsarbeit durch eine Arbeitszeitverkürzung auf 25 Stunden bei vollem Lohn-
ausgleich für untere und mittlere Einkommen gerechter auf alle aufzuteilen, wobei Teilzeit-
arbeiterInnen Recht auf Beibehaltung ihrer Wochenstunden, die unter 25 Stunden liegen,
haben! 

AsylwerberInnen ist das Recht auf frei gewählte Arbeit ebenfalls sicher zu stellen!

Selbst  bestimmte  Beschäftigung  und Alternativen  zum kapitalistischen Wirtschaftssystem
(„solidarische Ökonomie“) sind zu fördern um entsprechend ILO 122 jeden Erwerbsarbeit
suchenden Menschen in Österreich eine frei gewählte Arbeit zu ermöglichen!

Zur Artikel 25: 1. Jeder hat das Recht auf einen Lebensstandard, der seine und seiner Familie
Gesundheit und Wohl gewährleistet,  einschließlich Nahrung, Kleidung, Wohnung, ärztliche
Versorgung und notwendige soziale Leistungen gewährleistet sowie das Recht auf Sicherheit
im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit, Invalidität oder Verwitwung, im Alter sowie bei an-
derweitigem Verlust seiner Unterhaltsmittel durch unverschuldete Umstände.

2. Mütter und Kinder haben Anspruch auf besondere Fürsorge und Unterstützung. Alle Kin-
der, eheliche wie außereheliche, genießen den gleichen sozialen Schutz.

Die Sanktionenregime (siehe oben) bei Sozialleistungen und Arbeitslosenversicherung/Invali-
ditätspension verletzen diese Rechte und sind daher abzuschaffen!

Die Ausgleichszulage und die Mindestsicherung sind auf die Höhe des Referenzbudgets, das
sich an den echten Lebenskosten orientiert, rasch anzuheben!
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Zu Artikel 26: 1. Jeder hat das Recht auf Bildung.

Die Bildung ist unentgeltlich, zum mindesten der Grundschulunterricht und die grundlegende
Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. Fach- und Berufsschulunterricht müssen
allgemein  verfügbar  gemacht  werden,  und  der  Hochschulunterricht  muss  allen
gleichermaßen entsprechend ihren Fähigkeiten offenstehen.

2. Die Bildung muss auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und auf die Stär-
kung der Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten gerichtet sein. Sie muss zu
Verständnis, Toleranz und Freundschaft zwischen allen Nationen und allen rassischen oder
religiösen Gruppen beitragen und der Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Wahrung des
Friedens förderlich sein.

3. Die Eltern haben ein vorrangiges Recht, die Art der Bildung zu wählen, die ihren Kindern
zuteil werden soll.

Die in diesem Artikel aufgestellten Kriterien haben auch für AMS-Schulungen und Schulun-
gen bei der Invaliditätspension zu gelten. Gerade Menschen ohne Berufsschutz ist bei der
Rehabilitation das Recht auf frei gewählte (Um)Schulung sicher zu stellen!

Das Recht,  versäumte Bildungsabschlüsse nachzuholen ist  für  alle  in Österreich lebenden
Menschen sicher zu stellen!

Im übrigen verweisen wir  auf  unsere Stellungnahme zur ersten „Universellen Menschen-
rechtsprüfung Österreichs“ sowie den Schattenbericht zur Umsetzung der wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Menschenrechte und den Empfehlungen der Vereinten Nationen.

 Einzelbericht zur Universellen Menschenrechtsprüfung Österreichs, 2011 
http://www.aktive-
arbeitslose.at/download/AktiveArbeitslose_Austria_indivSubm_UPR_Austria2011_de
.pdf

Parallelbericht des Forums für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte in Österreich, 
WSK-Rechte Forum
http://www.fian.at/assets/Parallelbericht-Oesterreich-2013-WSK-Rechte-de.pdf

 Committee on Economic, Social and Cultural Rights: Concluding observations on the 
fourth periodic report of Austria
http://tbinternet.ohchr.org/_layouts/treatybodyexternal/Download.aspx?
symbolno=E%2fC.12%2fAUT%2fCO%2f4&Lang=en

Mit freundlichen Grüßen

Mag. Ing. Martin Mair

Obmann „Aktive Arbeitslose Österreich“
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